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Die Debatte zum Grundeinkommen erinnert in mehrfacher Hinsicht
an Darlegungen und Polemiken der »Klassiker« Marx, Engels und Le-
nin, weshalb darauf näher eingegangen wird. Damit wird zugleich die
Frage nach dem Umgang mit theoretischem Erbe aufgeworfen. Es
geht keineswegs um eine Argumentation nach dem Motto »schon
Marx hat dort und dort gesagt und das gilt immer noch«, sondern um
ein besseres Verständnis für die Funktionsweise gesellschaftlicher
Reproduktion, für gesellschaftspolitische Kräfteverhältnisse und Be-
dingungen ihrer Veränderung.

Es sind insbesondere zwei Problemkreise, die jene grübeln, schmun-
zeln oder auch zweifeln lassen, die sich sowohl mit »unseren Klassi-
kern« – wie zumindest eine Gruppe der Streitenden (selbstironisch)
zu sagen pflegt – als auch mit Beiträgen von BGE-AnhängerInnen
(BGE = bedingungsloses Grundeinkommen) und GRUSI-Befürwor-
terInnen auseinandersetzen (GRUSI = bedarfsorientierte soziale
Grundsicherung, ebenfalls als individuelles Recht und daher ohne
entwürdigende Bedürftigkeitsprüfung): Das besondere Kettenglied
und die gesellschaftliche Arbeitsteilung.

Die Beschäftigung mit beiden Themen kann helfen, Fragen so zu
stellen und zu diskutieren, dass Einstiegsprojekte in eine solidarisch-
emanzipative gesellschaftspolitische Transformation entstehen. Damit
sind gemeinsame organisierende Bezugspunkte eines neuen Blocks
sozialer und politischer Kräfte gemeint, der die gesellschaftspoliti-
schen Kräfteverhältnisse so verändert, dass immer mehr Menschen
zunehmend selbstbestimmt in Würde leben können. Konkreter bedeu-
tet das: Gegen die Dominanz des globalen Finanzkapitals vorge-
hen, schrittweise die Abhängigkeit der Befriedigung elementarer
Bedürfnisse der Bürgerinnen und Bürger von kapitaldominierten
Märkten aufheben und dabei u. a. Formen bedarfsorientierter Grund-
standards einführen, eine partizipative soziale Demokratie aufbauen,
die Sozialpflichtigkeit des Eigentums gegenüber den Interessen der
unteren und mittleren sozialen Gruppen und der folgenden Generatio-
nen durchsetzen und die Mitbestimmung der Betroffenen erwirken,
die militärische Imperialmacht der USA zurückdrängen und zugleich
fortschreitend entmilitarisieren.1

1. Das besondere Kettenglied
Seit den »Nächsten Aufgaben der Sowjetmacht« suchte Lenin in den
konkreten jeweils veränderten historischen Situationen nach jenem
»besonderen Kettenglied (...) daß mit aller Kraft angepackt werden
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muß, um die ganze Kette zu halten und den Übergang zum nächsten
Kettenglied mit fester Hand vorzubereiten …«2. »Besonderes Ket-
tenglied« wäre also vergleichbar mit einem zentralen Einstiegsprojekt. 

Im April 1918 erklärte er das Demokratisch-verwalten-lernen der
Bevölkerung in den und durch die Sowjets zum »besonderen Ketten-
glied«. Nach Bürger- und Interventionskriegen machte er im hungern-
den Russland des Jahres 1921 den »inneren Handel bei richtiger Re-
gelung (Lenkung) durch den Staat«3 als entscheidendes Kettenglied
aus. Darin sah er die »einzig mögliche ökonomische Verbindung zwi-
schen den vielen Millionen kleiner Landwirte und der Großindustrie«4

die politisch so kontrolliert und gestaltet werden müsse, dass der Auf-
bau der neuen Gesellschaft überhaupt eine Chance behielte. Ohne
Steigerung der landwirtschaftlichen Produktion kein Sieg über Hun-
ger und Entkräftung, kein Fortschritt der Industrie, notwendig zur Ver-
teidigung des Landes und zur Überwindung ökonomischer und sozia-
ler Isolation gesellschaftlicher Gruppen, zur Schaffung der materiellen
Basis für eine Entwicklung, die soziale Gegensätze und Unterschiede
schrittweise beseitigen würde. Die Steigerung der landwirtschaftli-
chen Produktion war ohne die materielle Interessiertheit der kleinen
privaten Bauernwirtschaften nicht möglich.

Trotz Lenins vereinfachender und vereinfachter und trotz unserer
heutigen ausdifferenzierten komplizierten Betrachtung von Gesell-
schaft machen seine Darlegungen relevante Zusammenhänge deutlich:
Sollen gesellschaftliche Strukturen verändert werden, gilt es, gesell-
schaftliche Arbeitsteilung umzugestalten. Das hat mit Kampf gegen
widerstreitende gesellschaftspolitische Interessen, mit ökonomischer
und gesellschaftspolitischer Macht zu tun. Soll der Kampf zu nachhal-
tigen gesellschaftlichen Veränderungen führen, muss konkreten sozia-
len Gruppen die ökonomische Grundlage kontrolliert eingeschränkt
bzw. entzogen werden. Soll dies im Interesse der sozial Schwachen
und der Bevölkerungsmehrheit geschehen, sind demokratische Kon-
trolle und Demokratisierung der Wirtschaft eine Grundbedingung.

Es ist keinesfalls eine Huldigung Lenins, werden hier exemplarisch
einige Textpassagen aufgegriffen, die direkt oder indirekt ausgespro-
chen das bedingungslose Grundeinkommen zum »besonderen Ketten-
glied« machen.

»Erst das bedingungslose Grundeinkommen ermöglicht die Befra-
gung der Sinnhaftigkeit, der Notwendigkeit sowie Verträglichkeit be-
stimmter Erwerbsarbeit«.5 Engels hatte die Utopisten Fourier und
Owen dafür gewürdigt, dass sie »bereits vollständig im reinen (waren)
über die Wirkungen der Teilung der Arbeit, über die Verkümmerung
einerseits des Arbeiters, andrerseits der Arbeitstätigkeit selbst, die auf
lebenslängliche, einförmige, mechanische Wiederholung eines und
desselben Aktes beschränkt wird«6. Allerdings konnte sich Engels
nicht vorstellen, dass z. B. hochqualifizierte Menschen in Mittel- und
Osteuropa genötigt sein würden, hochflexibel in kurzer Zeit eine Viel-
zahl schnell wechselnder unsinniger und/oder unter ihrem erprobten
Bildungsniveau liegender Arbeitsprozesse zu verrichten.

Kipping hat recht, wenn sie meint, dass heute der Bezug eines be-
dingungslosen Grundeinkommens für Lohnabhängige die Möglich-
keit herbeiführen könnte, tatsächlich darüber zu entscheiden, ob sie
eine konkrete Erwerbsarbeit ausführen oder nicht. 
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Stellen wir uns allerdings einmal exemplarisch vor: Eine erwerbslos
gewordene KITA-Erzieherin sagt sich völlig begründet und dank BGE
gestärkt: »Den angebotenen Arbeitsplatz zur stupiden Ausräumerei
und Präsentation von Weihnachtsbaumschmuck nehme ich nicht an.
Ich will mit Kindern arbeiten«. Dann hätte sie in unserer Gesellschaft
die Chance, als Kinderbetreuerin in einen privaten Haushalt zu gehen.
Sie könnte ggf. auch, konkrete Wohn- oder andere Raumbedingungen
vorausgesetzt, mehrere Kinder aus unterschiedlichen Familien be-
treuen. Das wäre gut für die Eltern: Ihre Kinder könnten unentgeltlich
qualifiziert versorgt werden. Es wäre gut für viele Kinder: Sie würden
pädagogisch fachgerecht betreut. Auch die Ex-KITA-Erzieherin dürfte
teilweise erfreut sein: Sie könnte mit Kindern arbeiten, wäre materiell
gesichert, brauchte nicht z. B. Weihnachtsbaumkugeln in Kaufhaus-
Regale zu befördern.

Aber: Die Ex-KITA-Erzieherin hätte keine Kolleginnen (und Kolle-
gen), könnte wohl kaum Einfluss auf Inhalte gesellschaftlicher Kin-
dererziehung nehmen und das BGE wäre mit hoher Wahrscheinlich-
keit niedriger als ihr Gehalt. Sollte sie ggf. zusätzlich ein Entgelt für
ihre Leistungen fordern, in Konkurrenz zu anderen (Ex-)KITA-Erzie-
herInnen treten, nur in Haushalten mit höheren Einkommen arbeiten?  

So würden die »besten« Voraussetzungen dafür geschaffen, dass
KITAS völlig kommerzialisiert und weitgehend verschwinden wür-
den. Die gesellschaftlich notwendige Arbeit der KITA-Erziehe-
rInnen würde immer weniger gesellschaftlich organisiert und aner-
kannt. Den Kindern würden Voraussetzungen sozialen Lernens, der
Ausprägung sozialen Verhaltens genommen bzw. vorenthalten. 

Die gesellschaftlichen Wirkungen wären verheerend, aber von man-
chen Neoliberalen begrüßt. Mehr noch, diese Vereinzelung von Men-
schen mit ihren Entscheidungen sowie fortschreitende Privatisie-
rungsprozesse würden mit öffentlichen, für das BGE eingesetzten
Mitteln bezahlt. Keineswegs würden Voraussetzungen dafür gesichert,
dass die Höhe des BGE (auch) auf lange Sicht ein Leben in Würde er-
möglichte. 

Es bedarf sicher keiner besonderen ökonomischen Ausbildung, um
zu sehen, dass ein solcher Weg ferner mit wachsenden Umvertei-
lungsprozessen einhergehen würde. Nicht dass die Konzerne zu be-
dauern wären oder auch die Reichen und die SpitzenverdienerInnen,
die natürlich Steuern entrichten müssten. Sondern: Wie soll bei fort-
schreitender Privatisierung, sinkenden Lohnfonds, wachsendem Auf-
kommen für das BGE eine gesellschaftliche Reproduktion möglich
werden, die zunehmend mehr Menschen ein selbstbestimmtes Leben
in Würde ermöglicht?

Leider bleibt diese Fragestellung in der »Kritik des Konzepts eines
bedingungslosen Grundeinkommens« von Ulrich Busch7 am Rande.

Wäre das Problem durch Arbeitszeitverkürzung zu verhindern oder
zu durchbrechen? »… ich (vertrete) die Auffassung, dass nur (Her-
vorhebung – J. D.) die Verbindung von Mindestlohn mit einem bedin-
gungslosen Grundeinkommen und der radikalen Umverteilung von
Erwerbsarbeit eine emanzipatorische Antwort auf die neoliberale Po-
litik darstellen kann«.8

Unterstützung verlangt die Orientierung auf Arbeitszeitverkürzung
und einen Mindestlohn sowie auf die Verbindung zwischen einem ga-
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rantierten Mindesteinkommen bzw. einer bedarfsorientierten sozialen
Grundsicherung für Studierende bzw. sich Qualifizierende, in der Fa-
milie zeitweise Pflegende und Betreuende, für »Prekäre« und Arbeits-
lose, darunter für jene, die eine ihnen angebotene entwürdigende
Arbeit nicht aufnehmen wollen, und einem Mindestlohn. Selbstver-
ständlich wird hier davon ausgegangen, dass die Betroffenen in die
Lage versetzt werden sollen, am gesellschaftlichen Leben weitgehend
teilzuhaben. 

Allerdings zeigen einige Beispiele, dass »die alternative Trias
Grundeinkommen – Mindestlohn – Arbeitszeitverkürzung« nicht per
se emanzipatorisch sein muss: Die oben strapazierte Ex-KITA-Erzie-
herin hat ja unmittelbareTeilhabe an gesellschaftlicher Arbeit und
deren Gestaltungsmöglichkeiten verloren.

Und Arbeitszeitverkürzung in der Rüstungsproduktion machte zum
einen die Arbeit in der Rüstungsproduktion nicht besser, zum anderen
könnte ja der Zeitgewinn etwa genutzt werden, um Freizeitflugsport
zu betreiben und noch mehr CO2-Emissionen zu erzeugen.

Wo geringfügige Beschäftigung bereits als normal gilt, z. B. im Ein-
zelhandel, nutzt Arbeitszeitverkürzung den Betroffenen relativ wenig.
Erhielten die VerkäuferInnen – falls ihnen die Arbeit nicht zu stupide
ist und sie den Umgang mit Kolleginnen und Kollegen, mit Kundin-
nen und Kunden nicht als unerträglich und beleidigend empfinden –
wenigstens ein Grundeinkommen, befreite sie das vielleicht von man-
chem Druck, aber nicht von den Sorgen um die Bildungsbedingungen
ihrer Kinder. Selten würden sie eine attraktive Alternative darin sehen,
etwa als HandelsvertreterInnen zusätzlich zum Grundeinkommen für
einen Konzern Verkaufpersonal einzusparen oder ganz zu Hause zu
bleiben.

Derartige Überlegungen interessieren die Initiative »Freiheit statt
Vollbeschäftigung« offenbar nicht. Dabei ist ihr sehr wohl bewusst,
wer die Akteure des gesellschaftlichen Produktions- und Reproduk-
tionsprozesses sind, deren ökonomische Macht wesentlich für die
Festlegung eines bedingungslosen Grundeinkommens wäre. Die Ini-
tiative schlägt vor: »Ein bedingungsloses Grundeinkommen für alle
Bürger … stärkt die Unternehmen. Sie können automatisieren, ohne
sich Sorgen um entlassene Mitarbeiter zu machen. Sie können auf leis-
tungsbereite Mitarbeiter setzen, denn Erwerbsarbeit wird freiwillig
geleistet.

… stärkt die Volkswirtschaft. Unproduktive Industrien und Wirt-
schaftszweige müssen nicht mehr subventioniert werden.«9 Ergo:
Schluss mit den Subventionen z. B. für die Erschließung und Nutzung
erneuerbarer  Energien.

Während die Initiative deutlich »das besondere Kettenglied« mit
der Interessenrealisierung von Akteuren der Globalisierung verbin-
det, erklärt Katja Kipping: »Die Kombination von einem bedin-
gungslosen Grundeinkommen mit Instrumenten der kollektiven
Arbeitszeitverkürzung und mit einem gesetzlichen Mindestlohn ori-
entiert sich an den grundlegenden Interessen aller (Hervorhebung J.
D.) Menschen.«10

Dass dies so einfach nicht sein kann, wurde bereits illustriert. Und:
warum gibt es nicht die große gesellschaftliche Bewegung für »die al-
ternative Trias«, wenn sie im Interesse aller Menschen ist?
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Etwas widersprüchlich zu sich selber schreibt dann Katja Kipping ge-
meinsam mit Ronald Blaschke: »Das Grundeinkommen greift ganz
real eine entscheidende Voraussetzung der kapitalistischen Ausbeu-
tungs- und Herrschaftsmechanismen an – namentlich die Abhängig-
keit derjenigen, die nicht über Produktionsmittel verfügen und nur ihre
Ware Arbeitskraft anzubieten haben.«11

Anne Allex sieht das ähnlich, wird aber konkreter: »Die Forderung
nach einem Recht auf ein garantiertes, ausreichendes und bedin-
gungsloses Grundeinkommen für alle setzt … in doppeltem Sinn
einen Kontrapunkt: Sie erteilt der ›Standort-Deutschland-Politik‹ eine
Absage, weil diese soziale Absicherung schrittweise zerstört und führt
zu der Frage, wie lange wir uns diese kapitalorientierte Politik der Ver-
armung und der Privatisierung öffentlicher Aufgaben noch leisten
wollen. Außerdem markiert sie eine Perspektive für ein besseres Le-
ben ohne Zwangsverhältnisse der Erwerbsarbeit.«12

Anne Allex, Katja Kipping und Ronald Blaschke haben selbstver-
ständlich eine besondere Höhe des bedingungslosen Grundeinkom-
mens im Blick. Das setzt gesellschaftspolitische Kräfteverhältnisse
voraus, die erst erkämpft werden müssen. Die letzten Jahrzehnte ha-
ben gezeigt, dass der Neoliberalismus sich bei steigender bzw. anhal-
tender Arbeitslosigkeit und fortschreitender sozialer Ausgrenzung zu
festigen vermochte. Die Beispiele der KITA-Erzieherin und der Ini-
tiative »Freiheit statt Vollbeschäftigung« illustrieren, dass ein BGE
auch in neoliberalem Interesse sein kann. 

Die Europäische Kommission und der Europäische Rat von Nizza
haben die Diskussion zum Mindesteinkommen bzw. eines BGE auf
die Agenda gesetzt. Das schreckt den Neoliberalismus offenbar kei-
nesfalls, braucht es auch nicht.

»Die Nettopreise sinken, da die Löhne und Gehälter teilweise durch
das Grundeinkommen ersetzt werden. … Mit der Einführung eines
bedingungslosen Grundeinkommens muss … eine radikale Steuer-
reform einhergehen. Deutschland braucht als Exportweltmeister und
als postagrarische wie postindustrielle Gesellschaft in einer zuneh-
mend grenzenlosen Weltwirtschaft eine Umstrukturierung des Steuer-
systems von der Ertragsbesteuerung auf eine den Verbrauch im Inland
treffende Besteuerung des Realeinkommens – d. h. nicht die erbrachte
Leistung soll versteuert werden, sondern der Konsum.«13

Dass das bedingungslose Grundeinkommen also durchaus auch ge-
braucht werden könnte, um Lohnkosten zu drücken und – anders als
z. B. Anne Allex will – Standortvorteile und Gewinne im globalen
Konkurrenzkampf zu erzielen, scheint Hardy Krampertz zu überse-
hen. Er formuliert ein globalisierungskritisches »besonderes Ketten-
glied«: »Der internationale Kampf um ein bedingungsloses Grundein-
kommen ist … viel mehr als eine Forderung nach sozialen Standards,
die ein Leben in Würde ermöglichen, sondern ein Kampf für eine
menschenwürdige Globalisierung, eine Arbeitsverfasstheit, die den
Menschen in den Mittelpunkt der gesellschaftlichen Arbeit stellt und
die Möglichkeiten von gesellschaftlicher Teilhabe und Demokratie
eindeutig zu den 80 Prozent der Bevölkerung verschiebt.«14

Schwer verständlich ist, warum der Kampf um ein bedingungsloses
Grundeinkommen mehr sein soll als der Kampf um Bedingungen, die
jeder und jedem ein Leben in Würde ermöglichen. Das sind vor allem:
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Frieden, soziale Sicherheit, sinnvolle Arbeit, intakte natürliche Um-
welt, Solidarität, Demokratie und Partizipation, Bildung und Kultur.

Ebenfalls schwer verständlich ist, warum Angela Klein als Kritike-
rin der Konzepte vom bedingungslosen Grundeinkommen die Proble-
matik eines Lebens in Würde auf Arbeit und Einkommen reduziert,
diese zum »besonderen Kettenglied« erhebt: »Das Menschenrecht auf
›ein Leben und Arbeiten in Würde‹ umfasst nicht nur die Bereitstel-
lung eines Arbeitsplatzes, sondern auch die Arbeitsbedingungen und
das Einkommen.«15

Unter den gegebenen gesellschaftspolitischen Kräfteverhältnissen
mutet es unwahrscheinlich an, mittels BGE die Abhängigkeit der Be-
friedigung von Grundbedürfnissen der Bürgerinnen und Bürger von
den kapitaldominierten Märkten zu reduzieren, denn: Dafür erforder-
liche leistungsfähige öffentliche Bereiche im Sozial-, Gesundheits-,
Bildungs- und Transportwesen, in der Energiewirtschaft, Information
usw. und die Stärkung der individuellen und kollektiven politischen,
sozialen und kulturellen Rechte sind nicht realisierbar, wenn gesell-
schaftliche Vereinzelung befördert und die Demontage der bestehen-
den sozialen Sicherungssysteme weiter vorangetrieben werden.

Es zeigt sich ironischerweise eine verflixte Analogie zu Lenins »be-
sonderem Kettenglied« Demokratisierung von Wirtschaft und Gesell-
schaft.

2. Die gesellschaftliche Arbeitsteilung
Arbeit ist zielgerichtete Verausgabung von Hirn, Muskeln und Nerven
in der Auseinandersetzung des Menschen mit der Natur und mit den
Bedürfnissen anderer Menschen. Sie ist gesellschaftliche Arbeit, ver-
bleibt sie nicht in der Familie oder im Haushalt des- bzw. derjenigen,
der/die seine/ihre Arbeitskraft verbraucht, sondern der Bedürfnisbe-
friedigung anderer Gesellschaftsmitglieder dient. 

»Die Grundform aller bisherigen Produktion ist die Teilung der Ar-
beit, einerseits innerhalb der Gesellschaft, andrerseits innerhalb jeder
einzelnen Produktionsanstalt.«16 »Indem die Arbeit geteilt wird, wird
auch der Mensch geteilt.«17 Innerhalb eines modernen kapitalistischen
Unternehmens kann verkümmernde Arbeitsteilung weitgehend aufge-
hoben werden, aber in der Gesellschaft bleibt die Arbeitsteilung zwi-
schen jenen, die geistige und körperliche Arbeit verrichten, zwischen
mehr und weniger Qualifizierten, zwischen Verwaltenden und Ver-
walteten, zwischen Herrschenden und Beherrschten, Frauen und Män-
nern, Menschen mit und ohne genehmen Pass … Die globale Arbeit-
steilung ist mit tiefgehenden sozialen Spaltungen verbunden. Sie
würden wachsen, würde unter den gegenwärtigen politischen Kräfte-
verhältnissen das BGE eingeführt.

»Die Gesellschaft kann sich selbstredend nicht befreien, ohne daß
jeder einzelne befreit wird. Die alte Produktionsweise muß also von
Grund aus umgewälzt werden, und namentlich muß die alte Teilung
der Arbeit verschwinden. An ihre Stelle muß eine Organisation der
Produktion treten, in der … die produktive Arbeit, statt Mittel der
Knechtung, Mittel der Befreiung der Menschen wird, indem sie jedem
einzelnen die Gelegenheit bietet, seine sämtlichen Fähigkeiten, kör-
perliche wie geistige, nach allen Richtungen hin auszubilden und zu
betätigen, und in der sie so aus einer Last eine Lust wird.«18 Rudolf
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Bahro und Robert Havemann kritisierten die DDR wegen ihrer inkon-
sequenten und selektiven Umgestaltung des Systems gesellschaftli-
cher Arbeitsteilung, die alte soziale Ausgrenzung überwand und zu-
gleich neue Ausgrenzung setzte. Es ging nicht um selbstbestimmtes
Leben für jeden und jede.

Zum selbstbestimmten Leben in Würde gehört, dass jede und jeder,
die an existenzsichernder und sinnvoller gesellschaftlicher Arbeit
teilhaben wollen, es auch können. »Sinnvoll« meint gesellschaftlich
nützlich, also sozial, ökologisch und global verantwortbar, persön-
lichkeitsstiftend und demokratisch gestaltbar. 

Dieses politische Ziel kann »Vollbeschäftigung neuer Art« genannt
werden.

Wird davon ausgegangen, dass gesellschaftliche Veränderungen nur
wahr werden, wenn immer mehr Betroffene solidarisch miteinander
ihre Angelegenheiten in die Hände nehmen, dann ist der Ausgangs-
punkt für die Erlangung dieses Ziels der Kampf um Teilhabe an exis-
tenzsichernder gesellschaftlicher Arbeit und ihre soziale und ökologi-
sche Gestaltung.

»… Das Festhalten am Ziel der Vollbeschäftigung hat zur Folge,
dass Bürger … dauerhaft zu Tätigkeiten gezwungen werden, die auto-
matisierbar sind. Automatisierbare Arbeit ist ersetzbare Arbeit; ersetz-
bare Arbeit kann nicht sinnstiftend sein. 

… Das Festhalten am Ziel Vollbeschäftigung zieht eine Verschwen-
dung von Lebenszeit der Bürger nach sich, weil sie an geisttötende un-
würdige Arbeiten gebunden werden. Die Zeit wird sinnlos ›abgeses-
sen‹ und kann nicht für sinnvolle Tätigkeiten genutzt werden; die
Würde des Menschen wird mißachtet.«19

Wann geht Vollbeschäftigung mit Arbeitszwang einher? Wenn die in
der Gesellschaft Herrschenden die Freiheit des Individuums negieren
oder gering schätzen, wenn sie über Arbeit die Gesellschaft diszipli-
nieren wollen.

Wieso soll grundsätzlich maximal automatisierte Arbeit angestrebt
werden? – Es gibt vielfach automatisierte Arbeit, nicht zuletzt in der
Rüstungsproduktion, die menschliche Gesundheit und Natur zer-
störende Güter produziert. Automatisierung ist häufig mit einer Pro-
duktionskonzentration und -zentralisierung verbunden, die Entgren-
zung und wachsende Transportwege sowie Zerstörung regionaler
Ressourcenkreisläufe und natürlicher Lebensgrundlagen bedeuten.

Was nutzt den Hungernden in Afrika Automatisierung? – Höchstens
zur Produktion von Gaben aus dem Norden. Automatisierung wird ih-
nen (auf lange Sicht) kaum helfen, die Grundlagen nachhaltiger Ent-
wicklung und gesunder Bevölkerungsreproduktion zu schaffen.

Wann sind Vollbeschäftigung/Arbeit Verschwendung von Lebens-
zeit, geisttötend und unwürdig? Wenn sie erzwungen sind, mit
Knechtung verbunden, nicht von zukunftsfähigen gesellschaftlichen
Bedürfnissen, individuellen Interessen, Fähigkeiten und Fertigkeiten
ausgehen, wenn Menschen durch Arbeitsteilung verkümmert wer-
den, wenn Gesellschaft nicht grundlegend humanisiert, also umge-
staltet wird.

Nicht nur die Katholische Arbeitnehmerbewegung plädiert für eine
Grundsicherungsdiskussion im »Zusammenhang mit einer erweiterten
Definition von Arbeit und dem Übergang von der Erwerbsarbeits- zur
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19   Freiheit statt Voll-
beschäftigung, a. a. O.
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Tätigkeitsgesellschaft.«20 Die Begründung ist einfach und plausibel:
Arbeiten zur gesellschaftlichen Reproduktion werden nicht als gesell-
schaftlich notwendig anerkannt und vergütet und/oder angemessen in
der sozialen Sicherung berücksichtigt. Das ist aber mehr eine Frage
der gesellschaftlichen Bewertung als der Definition von Arbeit. 

Würde der Begriff »Tätigkeit« für nützliche Arbeit eingeführt, die
nicht in den gesellschaftlichen Austausch eingeht, so drohten die de-
mokratische Umgestaltung des Systems gesellschaftlicher Arbeitstei-
lung und die politischen Kämpfe zur gesellschaftlichen Um- und Neu-
bewertung von Arbeit aus dem Zentrum theoretischer und politischer
Auseinandersetzung zu geraten. Es ginge dann dabei nicht darum, aus
der Erwerbsarbeitsgesellschaft eine Gesellschaft zu machen, die das
Recht auf ein selbstbestimmtes Leben in Würde anstrebend, den In-
halt, die Bewertung und Organisation gesellschaftlich notwendiger
Arbeit demokratisch neu bestimmt und regelt. 

Diese Problemstellung lehnt Lord Ralf Dahrendorf ab: »Ich bin ein
Anhänger des Prinzips des garantierten Grundeinkommens. Was da-
rüber hinausgeht – nein. Wenn ich ›Recht auf Arbeit‹ oder ›Recht auf
Sozialstaat‹ höre, dann bin ich nicht mehr mit von der Partie.«21 Ob-
gleich das Opielka nicht annähernd so drastisch ausspricht, folgt er
Dahrendorf tendenziell.22

Das hindert Werner Rätz nicht daran, fünf Gründe für die Ein-
führung eines bedingungslosen Grundeinkommens zu nennen: »1. Wir
können es: Der gesellschaftliche Reichtum ist vorhanden«.23 –
Selbstverständlich ist für Deutschland der gesellschaftliche Reich-
tum vorhanden, allerdings nicht die gesellschaftspolitischen Kräfte-
verhältnisse für ein BGE von jener Höhe, die für ein Leben in Würde
notwendig ist. »2. Wir können es (die Einführung des BGE – J. D.)
dauerhaft: Die Reproduktion des Reichtums ist mit wenig Arbeit mög-
lich.«24 – Wollen »wir« wirklich diesen Reichtum gebrauchswert- und
wertmäßig reproduzieren? Dieser Reichtum ist sozial, ökologisch und
global zerstörerisch! »3. Wir können es bezahlen: Ein Grundeinkom-
men ist finanzierbar.«25

– Das stimmt sicher für den Einstieg. Aber warum sollen »wir«
dafür bezahlen, dass Menschen von gesellschaftlicher Lebens- und
Arbeitswelt ausgegrenzt bleiben bzw. werden? 

»4. Wir müssen es: Die Vollbeschäftigung kommt nicht wieder.«26 –
»Wir« wollen weder die vorgebliche Vollbeschäftigung des (idealen)
Keynesianismus noch die des Staatssozialismus. Aber »wir« wollen,
dass jede und jeder, die an existenzsichernder, sinnvoller Arbeit teil-
haben und diese mitgestalten wollen, dies auch können. 

»5. Wir müssen es wollen: Der alte Sozialstaat war ohnehin keine
emanzipatorische Einrichtung.«27 – Den alten entmündigenden So-
zialstaat wollen »wir« ja auch nicht wiederhaben, doch nicht »wir«
haben ihn demontiert, sondern die Neoliberalen, und sie haben für
mehr Deregulierung, soziale Ungleichheit und Spaltungen, für wei-
tere soziale Ausgrenzung und fortschreitende Naturzerstörung ge-
sorgt. Es scheint »uns« daher angemessener, Reformwürdiges zu
verteidigen, weil nur Vorhandenes reformiert werden kann. Schließ-
lich ist es nicht so, dass die emanzipatorischen Kräfte bisher Ge-
rechtes und Solidarisches an die Stelle dessen setzen konnten, was
der Neoliberalismus zerstörte. 
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20   Katholische Arbeitneh-
merbewegung, Arbeitsaus-
schuss Soziale Sicherung:
Thesenpapier Garantiertes
Grundeinkommen, 2003.

21 Ralf Dahrendorf: Deut-
sche Illusionen, Interview
von Gunter Hofman und
Jan Ross mit Lord Dahren-
dorf, in: Die Zeit 05/2005.

22   Siehe Michael Opielka:
Grundeinkommen statt
Hartz IV, in: Nachrichten
und Stellungnahmen der
Katholischen Sozialakade-
mie Österreichs, Nr. 9/2004.

23   Werner Rätz: Fünf
Gründe für ein bedingungs-
loses Grundeinkommen für
alle, in: Sand im Getriebe,
Nr. 43, S. 18.

24   Ebenda.

25   Ebenda.

26   Ebenda.

27   Ebenda.
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»Ich gehe … davon aus, dass ein Grundeinkommen dazu führt, dass
sich die Bürger keinen Einkommensplatz mehr suchen müssen, bei
dem sie Aufgaben bewältigen, die ihren tatsächlichen Fertigkeiten und
Fähigkeiten gar nicht entsprechen, sondern dass sie einen Arbeitsplatz
suchen können, bei dem sie die Möglichkeit finden, ihre tatsächlichen
persönlichen Potenziale zur Entfaltung zu bringen. Das hätte zur Kon-
sequenz, daß zunehmend nur noch Arbeitsplätze gesucht würden, die
man als sinnvoll akzeptiert, weil sie erstens der eigenen Intention ent-
sprechen und weil diese Arbeitsplätze zweitens den allgemeinen mo-
ralischen Anforderungen an einen Arbeitsplatz entsprächen.

Es würde aber auch ein enormes Potenzial entstehen für dann be-
zahlbare Arbeit am und für die Menschen, ob es sich dabei um Pfle-
gedienste für Ältere und Kranke, um Bildungsaufgaben oder um Auf-
gaben im Kulturleben handelt.

Und nicht zuletzt erwarte ich als Unternehmer eine deutliche Sti-
mulierung von Selbstorganisation und Selbstverantwortung. … Ich
meine, dass … unsere deutsche Volkswirtschaft mit ihren modernen
Produktionsmethoden in der Lage ist, ausreichende Einkommen für
alle Bürger zu erwirtschaften, und alle Menschen in Deutschland be-
haglich und sicher leben können. – Und dies, ohne die fragwürdige
Pflicht zur Arbeit und ohne die vermeintliche Schande, arbeitslos zu
sein.«28

Götz W. Werner thematisiert nicht das Problem sozialer Ungleich-
heit, schon gar nicht globaler Spaltungen. 

Was geschieht, wenn die Nachfrage nach sinnvollen Arbeitsplätzen
das Angebot übersteigt? Es geht offensichtlich nicht darum, dass alle
einen sinnvollen Arbeitsplatz erhalten können.

Wodurch wird gesichert, dass die tatsächlichen Fähigkeiten und Fer-
tigkeiten der Menschen nicht vom privaten Geldbeutel abhängen? 

Wodurch wird garantiert, dass das Grundeinkommen sich nicht auf
einem Niveau einpegelt, das der Kapitalseite genehm ist, also wie-
derum zu entwürdigender Arbeit nötigt oder ausschließt, dass zur
gesunden individuellen Reproduktion notwendige Leistungen in An-
spruch genommen werden können?

Wieso sollen Pflegedienste, Bildungs- und Kulturaufgaben zur An-
gelegenheit von einzelnen Menschen, darunter von gerade aus dem
öffentlichen Bereich »Weggesparten«, werden bzw. Privatsache blei-
ben? Warum sollen diese Dienste und Aufgaben durch Verbilligung
und damit Abwertung von Arbeit/Arbeitskraft »bezahlbar« werden?
Warum sollen die Gesellschaftsmitglieder nicht über die Qualität und
Organisation von gesellschaftlich notwendigen Aufgaben und Diens-
ten demokratisch bestimmen können? 

Wie wird erreicht, dass »als sinnvoll akzeptierte Arbeit« sowohl für
den einzelnen Menschen fördernd als auch für die gesellschaftliche
Reproduktion nützlich ist?  

Wieso wird unter den Bedingungen globalisierter Wirtschaft nur an
Deutschland gedacht?

Götz W. Werner offenbart, dass sein Modell vom BGE durchaus mit
dem Leitbild einer Gesellschaft konform geht, in der die Menschen
Unternehmer/innen ihrer Arbeitskraft und sozialen Sicherung sind und
zunehmend selber für die Entwicklung und Zukunft ihrer Kinder auf-
kommen.
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Wie bereits erwähnt, schreibt er, dass das Grundeinkommen über eine
Konsumsteuer finanziert werden soll. »Durch eine Konsumsteuer  …
brauchten wir überhaupt keine anderen Steuern mehr. Das wäre dann
tatsächlich die Einfachsteuer.«29 Der staatliche Verwaltungsapparat
würde schrumpfen, der Wertschöpfungsprozess von Steuern befreit.
Und: »Unsere Exporte würden sich erheblich verbilligen.«30

Während also der globale Konkurrenzkampf weiter angepeitscht
wird und damit globale Probleme forciert wachsen, würden die öf-
fentlichen Ausgaben weiter zurückgehen und damit auch die Mög-
lichkeit der Bürgerinnen und Bürger, gesellschaftliche Entwicklung zu
kontrollieren und Einfluss auf sie zu nehmen. Und daß von Konsum-
steuern immer jene am meisten betroffen sind, die nur über niedrige
Einkommen verfügen, ist seit langem bewiesen.

Mit dem Blick auf die von ihm erstrebte Zukunft hat Friedrich En-
gels die Akkumulation als »die wichtigste progressive Funktion der
Gesellschaft«31 bezeichnet. Dahinter stand die Überlegung, dass das
Arbeitsmittel über den Vergesellschaftungsgrad der Arbeit und ihre
Produktivität entscheidet und diese wiederum bewirken, dass gesell-
schaftliche Isolation und soziale Ungleichheit überwunden werden. So
sollte eine Arbeitsteilung zustande kommen, in der die und der Ein-
zelne zunehmend Arbeiten sehr unterschiedlicher Kompliziertheit ver-
richten, so dass alle an der Organisation und Kontrolle der Produktion
teilhaben, ihre Talente entfalten und ihren Neigungen entsprechen
können. Also sollen alle den Betrieb reinigen, damit nicht eine Gruppe
nur Betriebe reinigt. Alle sollen über die Produktion entscheiden, da-
mit nicht ständig nur eine kleine Gruppe entscheidet und managt. 

Zugleich sollte die zur Reproduktion der Gesellschaft notwendige
Arbeit gerecht so auf die Gesellschaftsmitglieder verteilt werden, daß
für alle zunehmend frei verfügbare Zeit zur individuellen Muße ver-
bleibt.

Aus einem anderen als von Engels gedachten Verlauf der Ge-
schichte die Schlussfolgerung zu ziehen, dass es visionär »nur noch«
um die Möglichkeit gehen soll, »dass jede und jeder die gesellschaft-
liche Entwicklung … in der Arbeit oder (Hervorhebung J. D.) Ar-
beitswelt mitgestalten kann«32, überzeugt genau so wenig wie die Idee,
mittels BGE Einfluss auf die Akkumulation der mächtigsten Kapitale
zu nehmen. Diese Idee lässt zumindest außer Acht, dass solche Ver-
treter des Kapitals wie Götz W. Werner am längeren Hebel sitzen und
mit einem BGE sowohl ökonomisch als auch machtpolitisch weiter
gewinnen würden.

Kapitaleigner können nicht daran interessiert sein, dass die Position
der Anbieter/innen auf dem Arbeitsmarkt gestärkt wird, was Lohnkos-
ten erhöht. Auch Unternehmen wollen keine Kosten steigernden und
Disziplin senkenden Wirkungen. Sie aber haben ein entscheidendes
Wort mitzureden, wenn es um die Höhe des BGE geht.

Die Crux des BGE-Modells der Linken ist seine Abstraktion von
den gesellschaftspolitischen Kräfteverhältnissen, seine Abkoppelung
von den gegenwärtigen sozialen Sicherungssystemen, die wiederum
an Erwerbsarbeit geknüpft sind. Dass diese Sicherungssysteme der so-
lidarischen Erneuerung, Ergänzung und Erweiterung bedürfen, liegt
angesichts der sozialen Probleme und der Prekarisierung von Arbeit
auf der Hand. Genau hier setzt das originäre PDS-Konzept der be-

29   Ebenda.

30   Ebenda.

31 Friedrich Engels,
a. a. O., S. 290.

32   Ronald Blaschke,
Katja Kipping, a. a. O.
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darfsorientierten sozialen Grundsicherung an, die keine Abkoppelung
vom heutigen System gesellschaftlicher Arbeitsteilung ist, zur sozia-
len Sicherung und Mehrung gesellschaftlich sinnvoller Arbeit beitra-
gen soll, zu breiterer Teilhabe bei besseren Bedingungen dafür, das
System gesellschaftlicher Arbeitsteilung umzugestalten.33 Deshalb ist
das Eintreten für eine derartige bedarfsorientierte soziale Grundsiche-
rung als Lohnersatzleistung mit Schritten zu einer Vollbeschäftigung
neuer Art verbunden, mit dem Übergang zu sozial und ökologisch
nachhaltiger Entwicklung, wozu globale Solidarität gehört.

Es wäre im gemeinsamen Interesse der BGE-BefürworterInnen und
GRUSI-AnhängerInnen, die Frage zu stellen, warum der Neolibera-
lismus im Sinne der mächtigen Kapitale so erfolgreich war und was
deshalb im Zentrum des Kampfes um die gesellschaftlich-kulturelle
Hegemonie stehen muss. Es geht darum, ein emanzipatorisches
gesellschaftliches Leitbild mit einem sozialen Bündnis gegen das
gesellschaftliche »Oben« und den Kampf um die Veränderung ge-
sellschaftlicher Kräfteverhältnisse gedanklich zusammen und poli-
tisch zur Wirkung zu bringen.34

Bei der Formulierung der eingangs genannten Einstiegsprojekte
wurde diese Frage gestellt. Dabei wurden »Formen bedarfsorientierter
Grundstandards« genannt. Dies zumindest aus zwei Gründen: Das
Projekt greift durch seine Verbindung mit dem Kampf um das Recht
auf existenzsichernde sinnvolle Arbeit, um die Grundrechte und um
leistungsfähige öffentliche Bereiche der öffentlichen Daseinvorsorge
in die herrschende Logik gesellschaftlicher Entwicklung ein. Es geht
daher mit den anderen Einstiegsprojekten und so mit einer transfor-
matorischen Politik zusammen, die die Kapitaldominanz überwindet.

Diese Politik folgt den Leitbildern vom selbstbestimmt und solida-
risch handelnden Menschen, von einer Gesellschaft, in der jede und
jeder selbstbestimmt in Würde leben können. Die individuelle Freiheit
in der sozialen Gleichheit gilt als höchster Wert, der Solidarität vor-
aussetzt und heute vorrangig Solidarität mit den Schwächsten und
Schwachen erfordert.

33   Vgl. Lutz Brangsch:
Grundsicherung und
Grundeinkommen.

34   Vgl. Michael Brie,
a. a. O.
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